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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1952 Ausgegeben am 31. Jänner 1952 3. Stück

1 2 . Bundesgesetz: Abänderung des Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetzes 1949.
1 3 . Bundesgesetz: Einhebung eines Wohnbauförderungsbeitrages.

1 2 . Bundesgesetz vom 15. Dezember 1951,
womit das Staatsbürgerschafts-Überleitungs-
gesetz 1949, BGBl. Nr. 276/1949, in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 22. Novem-
ber 1950, BGBl. Nr. 242, abgeändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Staatsbürgerschafts-Überleitungsgesetz
1949, BGBl. Nr. 276/1949, in der Fassung des
Bundesgesetzes vom 22. November 1950, BGBl.
Nr. 242, wird wie folgt geändert:

1. Im § 3 Abs. 1 treten an die Stelle der
Worte „bis 31. Dezember 1951" die Worte:
„bis 31. Dezember 1953".

2. Im § 4 Abs. 3 treten an die Stelle der
Worte „bis 31. Dezember 1951" die Worte:
„bis 31. Dezember 1953".

Artikel II.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,
soweit sie dem Bunde zusteht, das Bundes-
ministerium für Inneres, soweit sie einem
Bundeslande zukommt, die Landesregierung
betraut.

Körner
Figl Helmer

1 3 . Bundesgesetz vom 17. Dezember 1951
über die Einhebung eines Wohnbauförde-

rungsbeitrages.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Wohnbauförderungsbeitrag.

§ 1. Zur Förderung der Errichtung von Klein-
wohnungshäusern ist ein Wohnbauförderungs-
beitrag (im folgenden „Beitrag" genannt) an den
Bundes-Wohn- und Siedlungsfonds zu leisten.

Beitragspflicht.

§ 2. (1) Der Beitragspflicht unterliegen, soweit
im folgenden nichts anderes bestimmt ist:

a) Personen, die in einem Dienstverhältnis
stehen oder als Heimarbeiter beschäftigt
sind, solange sie Anspruch auf Entgelt
haben;

b) die Dienstgeber, soweit deren Dienst-
nehmer beitragspflichtig sind;

c) die Auftraggeber der beitragspflichtigen
Heimarbeiter.

(2) Ist ein Dienstnehmer (Heimarbeiter) gleich-
zeitig bei mehreren beitragspflichtigen Dienst-
(Auftrag)gebern beschäftigt, so besteht die Bei-
tragspflicht nur auf Grund des Dienst(Auftrags)-
verhältnisses zu dem Dienst(Auftrag)geber, bei
dem die erste Lohnsteuerkarte aufliegt.

(3) Ausgenommen von der Beitragspflicht sind:
a) Lehrlinge;
b) Dienstnehmer in Betrieben der Land- und

Forstwirtschaft, soweit auf sie die Bestim-
mungen des Landarbeitsgesetzes vom
2. Juni 1948, BGBl. Nr. 140, Anwendung
finden;

c) Dienstnehmer, die neben Diensten für die
Hauswirtschaft eines land- oder forstwirt-
schaftlichen Dienstgebers oder für Mit-
glieder seines Hausstandes Dienste für
den land- oder forstwirtschaftlichen Be-
trieb des Dienstgebers leisten und nicht
unter das Hausgehilfengesetz fallen;

d) Dienstnehmer, auf die die Bestimmungen
der Hausbesorgerordnung, BGBl. Nr. 878/
1922, Anwendung finden;

e) Dienstnehmer (Heimarbeiter), die in der
gesetzlichen Krankenversicherung oder,
soweit eine solche nicht in Betracht kommt,
in der gesetzlichen Rentenversicherung
wegen vorübergehender (geringfügig ent-
lohnter) Dienstleistung versicherungsfrei
sind.

(4) Für Dienstnehmer, die bei einem der im
§ 5 Abs. 1 genannten Versicherungsträger
in der gesetzlichen Krankenversicherung pflicht-
versichert sind, besteht die Beitragspflicht
nach diesem Bundesgesetz nicht, solange für den
Dienstnehmer ein Beitrag zur gesetzlichen
Krankenversicherung nicht fällig wird.
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Beitragshöhe.

§ 3. (1) D e r Beitrag be t rägt für jeden beitrags-
pflichtigen Diens tnehmer (Heimarbei ter) , soweit
das Entge l t nach Mona ten bemessen ist, 4 '40 S
je Mona t , sonst 1 S je Woche ; für Diens tnehmer ,
die Anspruch auf Entgel t n u r während eines
Teiles einer Woche haben, be t rägt der Beitrag
14 g je Arbei ts tag.

(2) Der Dienstgeber (Auftraggeber) h a t einen
gleich hohen Beitrag für jeden von ihm beschäf-
t igten beitragspflichtigen Diens tnehmer (He im-
arbeiter) zu leisten.

Einhebung und Abfuhr der Beiträge.

§ 4. (1) Die Beiträge des D i e n s t n e h m e r (He im-
arbeiters) sind bei der Zah lung des Entgel tes v o n
diesem einzubehalten. D e r Dienstgeber haftet
für die Einbehal tung dieser Beiträge.

(2) Diens tnehmer , die Bar lohn nicht unmi t t e l -
bar v o m Dienstgeber erhal ten, haben den Bei-
trag wöchentlich an den Dienstgeber abzuführen.

(3) Bis zu r Abfuhr an die einhebende Stelle
ist der v o m Dienstgeber einbehaltene oder an
ihn abgeführte Beitrag des Diens tnehmers ein
dem Dienstgeber anver t rautes Gut . D e r Beitrag
des Diens tnehmers gilt als im Abzugswege ein-
behalten, wenn dem Diens tnehmer n u r das u m
seinen Beitrag ve rkü rz t e Entge l t ausbezahlt
wurde .

§ 5. (1) Soweit für die nach diesem Bundes-
gesetze beitragspflichtigen Diens tnehmer (He im-
arbeiter) Beiträge zu einer gesetzlichen K r a n k e n -
oder Rentenversicherung zu leisten sind, sind
die Beiträge nach § 3 gemeinsam m i t den Bei-
trägen zu r Kranken- oder Rentenversicherung
von dem für die Einhebung zuständigen V e r -
sicherungsträger einzuheben.

(2) I m Falle des § 2 Abs. 2 haben Dienstgeber
(Auftraggeber), die Diens tnehmer (Heimarbei ter)
beschäftigen, hinsichtlich deren bei ihnen eine
zweite oder weitere Lohns teuerkar te aufliegt,
diese Diens tnehmer (Heimarbei ter) dem zustän-
digen Versicherungsträger jeweils schriftlich zu
melden.

(3) F ü r den Wohnbauförderungsbe i t rag gelten
die Vorschrif ten der gesetzlichen Krankenver -
sicherung über die Einhebung, E inbr ingung und
Rückzahlung der Krankenversicherungsbeiträge
entsprechend, soweit sich nicht aus den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes anderes ergibt.

(4) Die Träger der gesetzlichen Kranken-
versicherung erhal ten für die ihnen durch die Ein-
hebung, Einbr ingung u n d Abfuhr der Beiträge
erwachsenden Kosten eine Vergü tung in der
H ö h e von 1 v. H . der eingehobenen Beiträge.

(5) Die Träger der gesetzlichen Kranken -
versicherung haben die in einem Kalendermona t
eingehobenen Beiträge nach Abzug der Ver -
gütung nach Abs. 4 bis z u m Fünfzehnten des
darauffolgenden Monates an den Bundes -Wohn-
und Siedlungsfonds abzuführen. Fü r verspätet
abgeführte Beiträge sind ab dem Fälligkeitstage
Verzugszinsen in der H ö h e von jährlich 2 v. H .
zu leisten.

§ 6. (1) Soweit die Wohnbauförderungsbe i t räge
nicht v o n einem Versicherungsträger nach § 5
einzuheben sind, haben die beitragspflichtigen
Dienstgeber die Beiträge nach § 3 jeweils bis
z u m Fünfzehnten des der Zahlung des E n t -
geltes nachfolgenden Monates unmi t t e lba r an
den Bundes -Wohn- u n d Siedlungsfonds abzu-
führen. Die Best immung des § 5 Abs. 5 letzter
Satz gilt s inngemäß.

(2) Gleichzeitig mi t der Abfuhr h a t der Diens t -
geber (Abs. 1) dem Bundes -Wohn- u n d Sied-
lungsfonds eine schriftliche Mit te i lung zu
machen, die den Zei t raum, auf den sich die Bei-
tragsleistung bezieht, die Anzahl der beitrags-
pflichtigen Diens tnehmer sowie die Summe der
abgeführten Beiträge zu enthal ten ha t .

§ 7. Das Bundesminister ium für soziale Ver-
wal tung kann durch Beauftragte bei den T r ä g e r n
der Krankenversicherung sowie bei den in § 6
genannten Dienstgebern in alle Aufzeichnungen
Einsicht nehmen, die sich auf die Berechnung,
die Einhebung, die Gebarung u n d die Abfuhr
der Wohnbauförderungsbei t räge beziehen.

Entscheidung über Beitragspflicht.

§ 8. Über die Beitragspflicht entscheidet im
Streitfalle der Landeshauptmann .

Steuerliche Best immungen.

§ 9. Der entrichtete Wohnbauförderungs-
beitrag bildet bei der Ermittlung der steuer-
pflichtigen Einkünfte aus nichtselbständiger Ar-
beit eine Abzugspost, Diese Abzugspost ist beim
Steuerabzug vom Arbeitslohn vor Anwendung
des Lohnsteuertarifes vom Arbeitslohn abzu-
ziehen.

Wirksamkeitsbeginn und Vollziehung.

§ 10. (1) Dieses Bundesgesetz tritt am 1. Jänner
1952 in Kraft. Der Beitrag ist, soweit er wöchent-
lich zu leisten ist, erstmals für die Woche zu
leisten, in die der 1. Jänner 1952 fällt.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung betraut.

Körner
Figl Maisel


